Petition an den Deutschen Bundestag
Persönliche Daten:

Name: Herr Alexander Stöcker

Anschrift:  Danziger Str. 25, 61130 Nidderau/Hessen

Telefon: 0618725515
Email: AlexMLB26@aol.com
Thema der Beschwerde:
Eine schnellstmögliche Neueinschätzung des Umgangs mit abgereichertem Uran (DU) im militärischen Bereich. 

Ziel der Beschwerde:

Ein allgemeines gesetzliches Verbot für die Entwicklung, die Herstellung, den Transport, die Lagerung, den Besitz, die Weitergabe und die Verwendung von Uranmunition, Uranpanzerung und jede andere militärische Verwendung von Uran auf deutschem Boden, sowie ein Engagement der Regierung für ein globales Verbot, eine Kompensation für DU-Geschädigte und eine Dekontaminierung der mit DU verseuchten Gebiete.
Gegen welche Behörde richtet sich die Beschwerde:

Regierung/Bundestag(als Gesetzgeber), Verteidigungsministerium(aufgrund mangelnder Untersuchungen)
Kurze Begründung:

Aufgrund einer massiven Unterschätzung der Langzeitfolgen die DU auf die Bevölkerung und die Umwelt hat, ist eine erneute Untersuchung der Auswirkungen von DU und dessen Entstehungsprodukte unabdingbar. 
Besonders die Tatsache, dass in der  Diskussion um DU durchweg mit zweierlei Maß gemessen wird, beweist eindeutig, dass es hier noch einige Ungereimtheiten gibt. Dies zeigt sich beispielsweise darin, dass Soldaten ausdrücklich vor den Folgen den der Kontakt mit DU haben kann, gewarnt werden, gleichzeitig wird aber behauptet, dass von DU keinerlei Gefahr für die Zivilbevölkerung ausgeht. Ein weiteres Beispiel ist der Tatbestand, dass Prof. Dr. Siegwart-Horst Günther bei dem Versuch ein DU-Projektil aus dem Irak nach Deutschland zu bringen um es dort zu untersuchen, verhaftet und verurteilt wurde. Ihm wurde vorgeworfen er habe einen radioaktiven Stoff ohne ausreichende Schutzmaßnahmen in der Öffentlichkeit transportiert. Die Schädlichkeit dieses Projektils wurde dann in einem vom Gericht in Auftrag gegebenen Gutachten bestätigt. Wie man trotzdem weiterhin das Gegenteil behaupten kann, ist mir nicht ganz ersichtlich.
Zusätzlich möchte ich hier auch die Untersuchungen die von Prof. Dr. Siegwart-Horst Günther unternommen wurden ansprechen, die eindeutig belegen, dass die Aufnahme von DU schädlich ist. Dies sollte einem schon der menschliche Verstand sagen, da es sich bei DU um ein radioaktives Schwermetall handelt. Es herrscht bereits seit Jahrzehnten Konsens darüber,  dass radioaktive Strahlung und Schwermetalle äußerst schädlich sind.
Die physikalische Halbwertzeit von Uran beträgt 4,5 Milliarden Jahre. Für Mensch und Tier sind kontaminierte Landschaften für immer verloren. Betroffen sind der Kosovo, Bosnien/Herzegowina, der Irak, Afghanistan, möglicherweise auch Gaza. Besonders Beobachtungen aus dem Südirak und dem Kosovo zeigen, dass dieser DU-Staub verheerende Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung haben. Dies zeigt sich am Beispiel der Stadt Hadzici im Bosnien, welche 1994/1995 von alliierten Truppen mit Uranbomben bombardiert wurde. Von den 3500 Einwohnern starben in den nächsten 5 Jahren 1112 an aggressiven Krebserkrankungen und Leukämien. Dieselben Beobachtungen lassen sich im Südirak und bei den dort eingesetzten Soldaten machen. Doch nicht nur die extremen Anstiege von Krebserkrankungen sind erschütternd, auch die Tatsache, dass DU genetische Schäden verursacht, welche sich in einem unnatürlichen Anstieg von Fehl- und Missgeburten bei Soldaten und besonders bei der Bevölkerung im Südirak äußern. All dies wird in der Dokumentation „Todesstaub“ von Frieder Wagner behandelt und aufgezeigt.  
Es ist offenkundig, dass der Einsatz von DU mit den grundlegenden Regeln und Prinzipien, welche sich im geschriebenen humanitären Völkerrecht wieder finden, zuwiderläuft. 
Dies zeigt sich im:

Allgemeinen Grundsatz zum Schutz der Zivilbevölkerung vor den Auswirkungen von Kampfhandlungen;  Grundsatz, dass das Recht der Beteiligten einer bewaffneten Auseinandersetzung ihre Methoden und Mittel der Kriegsführung selbst zu wählen nicht unbegrenzt ist; Grundsatz, dass die Verwendung von Waffen, Projektilen, und Materialien und Methoden der Kriegsführung, die in ihrer Art zu überflüssigen Verletzungen und Leiden führen, verboten ist; Verbot des Einsatzes von giftigen Waffen nach Artikel 23 Paragraph 1 des Haager Abkommens und den Regeln des Giftgas-Protokolls; Verbot der umfassenden Schädigung der natürlichen Umwelt und deren ungerechtfertigten Zerstörung nach dem Haager Abkommen und dem Ersten Zusatzprotokoll der Genfer Konventionen; Grundsatz der „humanitären Verhältnismäßigkeit“, welcher in der Petersburger Erklärung enthalten ist. 
Von den allgemeinen Hinweisen zum Petitionsverfahren habe ich Kenntnis genommen.
Ich bin mit der Nennung meines Namens einverstanden, falls der Petitionsausschuss meine Petition im Rahmen seiner Presse- und Öffentlichkeitsarbeit nutzt.

Ort, Datum, Unterschrift

